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Dieter Planck 

Im Rahmen der Verwaltungsreform 
in Baden-Württemberg hat die Lan- 
desregierung beschlossen, ein exter- 
nes Cutachten zur Untersuchung der 
Denkmalschutzverwaltung einzuho- 
len. Das Staatsministerium beauf- 
tragte im Juli 1994 eine Unterneh- 
mensberatungsfirma mit der Durch- 
führung einer Organisations- und 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung der 
Denkmalschutzverwaltung des Lan- 
des Baden-Württemberg. Das Cut- 
achten sollte die Crundlage für die 
weiteren politischen Entscheidun- 
gen zum Aufgabenabbau bilden. Es 
sollte Möglichkeiten einer effektiven 
Cestaltung der Verfahren aufzeigen, 
Vorschläge für eine rationelle Organi- 
sation der Verwaltungsabläufe und 
Vorschläge für eine effektive Aufbau- 
und Ablauforganisation unterbrei- 
ten, insbesondere sollte das „Dissens- 
verfahren" im Denkmalschutzrecht 
untersucht werden. 

Die Untersuchung begann im Sep- 
tember 1994 und war im April 1995 
abgeschlossen. Obwohl sich der Un- 
tersuchungsauftrag auf die Denkmal- 
schutzverwaltung insgesamt bezog 
(mit dem Wirtschaftsministerium Ba- 
den-Württemberg als oberster, den 
vier Regierungspräsidien als höheren 
und 199 unteren Baurechtsbehörden 
als unteren Denkmalschutzbehör- 
den sowie dem Landesdenkmalamt 
Baden-Württemberg als landesweit 
zuständiger Fachbehörde für den 
Denkmalschutz — ohne Archivwe- 
sen), stand das Landesdenkmalamt 
im Vordergrund der Untersuchung. 

Die wesentlichen Ergebnisse und Vor- 
schläge des Cutachters zur künftigen 
Organisationsstruktur sind zwischen- 
zeitlich bekannt und in zwei aufein- 
ander aufbauenden „Szenarien" ge- 
bündelt. 

Das Szenario „Basisoptimierung" 
hebt vornehmlich darauf ab, inner- 
halb der bestehenden Strukturen der 
Denkmalschutzverwaltung zu „opti- 
mieren". 

In diesem Zusammenhang wird die 
Einführung von verbindlichen Äuße- 

rungsfristen in den denkmalschutz- 
rechtlichen Verfahren sowohl der un- 
teren Denkmalschutzbehörden im 
Verhältnis zu den Denkmaleigentü- 
mern bzw. den Baurechtsbehörden 
als auch der Konservatoren des Lan- 
desdenkmalamtes im Verhältnis zu 
den unteren Denkmalschutzbehör- 
den vorgeschlagen. Ferner werden Ei- 
nigungsfristen bei Kontroversen zwi- 
schen unteren Denkmalschutzbehör- 
den und Landesdenkmalamt mit der 
Vorlageverpflichtung, nach Fristab- 
lauf die Entscheidung der höheren 
Denkmalschutzbehörde einzuho- 
len, sowie die Einführung von Verfah- 
renstandards in denkmalschutzrecht- 
lichen Verfahren empfohlen. 

Zur Optimierung der Aufgabenwahr- 
nehmung im Landesdenkmalamt 
wird vorgeschlagen, die EDV-Ausstat- 
tung zu verbessern. Weiter wird emp- 
fohlen, über die Entwicklung eines 
Leitbildes für die Denkmalschutzver- 
waltung, die Entwicklung von Zielen 
und Strategien für die Denkmal- 
schutzverwaltung, die Einführung 
der Kosten- und Leistungsrechnung 
im Landesdenkmalamt und die Ein- 
führung eines strategischen und ope- 
rativen Controlling der Denkmal- 
schutzverwaltung in stärkerem Maße 
eine einheitliche Ausrichtung zu ge- 
ben, das Führungssystem zu verbes- 
sern und mehr Kosten- und Leistungs- 
transparenz zu schaffen. Über Verbes- 
serungen bei der Öffentlichtkeits- 
arbeit, insbesondere durch konse- 
quente Zielgruppenansprache, soll 
die Akzeptanz von Denkmalschutz 
und Denkmalpflege gestärkt werden. 

Das Szenario „Neuausrichtung" zielt 
über struktutverändernde Maßnah- 
men auf die Cenerierung von Crö- 
ßeneffekten zur verstärkten Aus- 
schöpfung von Rationalisierungspo- 
tentialen und auf die Reduzierung 
der Fixkosten durch Erhöhung der 
Fremdvergabequoten für Leistungen. 
Es baut auf den Maßnahmen des Sze- 
narios „Basisoptimierung" auf. 

Als strukturverändernde Maßnah- 
men, die nach Auffassung des Cut- 
achters zu deutlichen Crößenvortei- 
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len führen, wird die Zusammenle- 
gung von je zwei der Außenstellen 
des Landesdenkmalamtes vorge- 
schlagen. In Württemberg sollte 
nach Auffassung des Gutachters der 
Standort Stuttgart gewählt werden, in 
Baden sieht der Gutachter neben 
den Standorten Freiburg oder Karls- 
ruhe die Standortalternative Rastatt. 
Ferner wird eine Aufgabenbünde- 
lung durch Hochzonen der unteren 
Denkmalschutzbehörden empfoh- 
len. Die Zuständigkeit für denkmal- 
schutzrechtliche Verfahren soll auf 
Landratsämter und Stadtkreise kon- 
zentriert werden. Diese Maßnahme 
würde die Zahl der unteren Denkmal- 
schutzbehörden von derzeit 199 auf 
44 verringern. Schließlich wird vom 
Gutachter die Entwicklung externer 
Anbietermärkte für die Archäologi- 
sche Denkmalpflege empfohlen. 

Ohne der weiteren Diskussion über 
die Gutachtenvorschläge und der 
Entscheidung darüber, welche Maß- 
nahmen umgesetzt werden sollen, 
vorzugreifen, ist zunächst festzustel- 
len, daß das vorliegende Gutachten 
die Leistungsfähigkeit und den ho- 
hen Standard der Denkmalpflege Ba- 
den-Württemberg grundsätzlich be- 
stätigt hat. Dies gilt sowohl für die 
Bau- und Kunstdenkmalpflege ein- 
schließlich der technischen Dienste 
und für die Inventarisation als auch 
für die Archäologische Denkmal- 
pflege. 

Als positiv ist insbesondere auch zu 
bewerten, daß die Regelungen im 
Denkmalschutzgesetz über das Dis- 
sensverfahren und den Devolutiv- 
effekt in beiden Szenarien des Gut- 
achtens auch vom Gutachter nicht in 
Frage gestellt werden. Daß die EDV- 
Ausstattung beim Landesdenkmal- 
amt verbessert wird, ist auch nach 
Auffassung des LDA notwendig. Das 
gleiche gilt für Verbesserungsmög- 
lichkeiten im Bereich Registraturen 
und Archive. 

Entgegenzutreten ist der zum Kern- 
stück des Szenario „Neuausrichtung" 
gehörenden Auflösung von zwei Au- 
ßenstellen, die nach Auffassung des 
Gutachters als strukturverändernde 
Maßnahme zu deutlichen Größen- 
vorteilen führt. Abgesehen davon, 
daß dieser Vorschlag im politischen 
Raum auf erheblichen Widerstand 
stoßen dürfte, hat sich die Einrich- 
tung der Außenstellen im Grundsatz 
bewährt. Sie gewährleistet die flä- 
chendeckende und ortsnahe Prä- 
senz der Landesdenkmalpflege in 
den Regierungsbezirken und stellt 
die umfassende Einbeziehung regio- 
nal- und ortsgeschichtlicher Frage- 
stellungen in die denkmalschutz- 
rechtliche Beurteilung sicher. 

Bedenklich und viel zu weitgehend 
sind auch die im Gutachten ange- 
nommenen Personal- und Sachein- 
sparungspotentiale, die auf der Ag- 

gregation von Einzelmaßnahmen 
und auf Schätzungen auf der Basis 
von Erfahrungswerten des Gutach- 
ters beruhen. Hier wird es einer sorg- 
fältigen Prüfung im Einzelfall bedür- 
fen, welche Potentiale tatsächlich vor- 
handen und umgesetzt werden kön- 
nen. Kritisch zu beurteilen und ab- 
zulehnen sind ferner die vom Gut- 
achter befürworteten Privatisierungs- 
überlegungen, insbesondere in der 
Archäologischen Denkmalpflege, da 
vorhandene Privatisierungspoten- 
tiale im Bereich des Landesdenkmal- 
amt bereits in den vergangenen Jah- 
ren ausgeschöpft worden sind. 

Die vorliegende Organisations- und 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung wird 
die Denkmalschutzverwaltung und 
vor allem das Landesdenkmalamt in 
der kommenden Zeit sicherlich 
noch intensiv beschäftigen. Es bleibt 
abzuwarten, wie die weitere Diskus- 
sion verlaufen wird und welche Maß- 
nahmen letztlich konkret umgesetzt 
werden. Wenn hierbei mit dem erfor- 
derlichen Augenmaß und dem Blick 
für die Erfordernisse der Denkmal- 
pflege und ihrer Partner vorgegan- 
gen wird, werden sich sicherlich posi- 
tive Ergebnisse erzielen lassen, die al- 
len Beteiligten zugute kommen. 

Zu gegebener Zeit werde ich an die- 
ser Stelle über die Ergebnisse berich- 
ten. 

Landesdenkmaltag Baden-Württemberg 1995 

Denkmalpflege in Badeorten 

Am 17. und 18. Oktober 1995 lädt 
das Landesdenkmalamt Baden- 
Württemberg zu einer Fachtagung 
nach Bad Wildbad im Schwarzwald 
ein. Als Tagungsstätte dient das zu 
Beginn unseres Jahrhunderts erbau- 
te Kursaalgebäude. Es bietet das be- 
ste Ambiente für das Tagungsthema 
„Denkmalpflege in Badeorten." 

Das Badewesen, dessen Spuren 
sich auch in Südwestdeutschland 
bis auf die römische Epoche zu- 
rückverfolgen lassen, und das sich 
heute in einer Umbruchsituation 
befindet, bildet mit seinen Anpas- 
sungszwängen an gestiegene An- 
sprüche der Gäste immer wieder 
eine Herausforderung für die Denk- 
malpflege. 

Die Konfliktmöglichkeiten zwi- 
schen „Erlebniszonen" und histori- 
scher Substanz, wie z. B. antike Ba- 
deruinen, Badegebäude, Hotels, 
Kurparks usw., sollen durch Fach- 
leute namhaft gemacht, gelungene 
Lösungen vorgestellt werden. 

Die Referate werden sich mit der hi- 
storischen Entwicklung von „Bä- 
dern" in Baden-Württemberg, mit 
ihrer speziellen Infrastruktur und Ar- 
chitektur, mit der städtebaulichen 
Planung und Entwicklung der Bade- 
orte sowie mit der Instandhaltung 
bzw. Erhaltung von Bauwerken be- 
fassen. Dabei geht es selbstver- 
ständlich nicht nur aktuell um Bad 
Wildbad, sondern auch andere 
Orte, in denen Denkmalsubstanz 

vorhanden ist, werden miteinbezo- 
gen. Auf Exkursionen soll die The- 
matik vertieft werden. 

Der bewährte Landesdenkmaltag 
wendet sich wieder an die Partner 
der Denkmalpflege aus Verwal- 
tung, Wirtschaft und Wissenschaft. 
Er soll den Fachleuten als Fortbil- 
dung und Gedankenaustausch die- 
nen. Der angesprochene Teilneh- 
merkreis erhält gesonderte Einla- 
dungen. 

Auskünfte: 
Landesdenkmalamt Baden-Würt- 
temberg, Referat Öffentlichkeitsar- 
beit, Mörikestraße 12, 70178 Stutt- 
gart (Telefon (0711) 647-2383. 
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